
Der Bundeskanzler im SZ-Interview Olaf Scholz spricht über die zwei großen Krisen zu Beginn seiner Amtszeit. 
Er erklärt, wie es zu seinem Meinungswechsel bei der Impfpfli~ht kam, ob Corona-Maßnahmen gelockert werden, warum .er 

hanseatisch sparsam kommuniziert - und wie er Russland davon abhalten will, in d~e Ukraine einzumarschieren 

VON DANIEL BRÖSSLER 
UND CERSTIN GAMMELIN 

M 
aske ab, ja oder nein? Sind 
doch alle, 3G, findet Olaf 
Scholz, also ohne. Aber bit­
te am Tisch ein bisschen 
mehr Abstand als üblich. 

Der Bundeskanzler empfängt zum Inter­
view in seinem Büro, von wo et einen wei­
ten Blick hat nach Osten. Ganz hinten ragt 
der Fernsehturm in denjanuargrauen Him­
mel. Vorne, ein paar Steinwürfe entfernt, . 
kann der Kanzler auf die Büros der Abge­
ordneten schauen, von denen er erwartet, 
dass sie eine Impfpflicht mittragen wer­
den. Innen hat das Büro noch den Charm~ 
eines Einrichtungskatalogs, alles funktio­
nal mit dezentem Rosenschmuck-nur der 
Schreibtisch sieht so aus, als arbeite hier 
schon jemand, Computer, Aktenstapel, 
säuberlich geordnet. Das Einrichten kann 
warten, findet der Sozialdemokrat. Nur 
das Bild von Konrad Adenauer, das seine 
Vorgängetin Angela Merkel über dem 
Schreibtisch hatte, das hat er abhängen las­
sen. 

SZ: Herr Bundeskanzler, wann ist Coro­
navorbei? 
Olaf Scholz: Eine Pandemie ist eine Natur­
katastrophe. Da wäre es töricht und leicht­
fertig, ein konkretes Datum zu nennen. Die 
vergangeneo beiden Jahre haben gezeigt, 
wie schwer berechenbar das Virus ist. Aber 
ich bin zuversichtlich, wir werden diese 
Pandemie überwinden und auch wieder 
ein. normales Leben führen. 

An, diesem Montag treffen Sie sich wie­
der mit den Länderchefs ~·· 
... wi~ reden ständig mit den Ländern. Wir 
bereiten die Entscheidungen gemeinsam 
gut vor, damit wir sie bei den Zusammen­
künften zügig treffen können. 

"Es isi jedenfalls sicher nicht 
angebracht, mitte.n in der 
Omikron-Welle aufbreiter 

Front die Regeln zu lockern." 

Der Höhepunkt der Omikron-Welle 
wird für Mitte Februar erwartet. Wer­
den Sie weitere Verschärfungen beschlie­
ßen? 
Unser Land ist auf dem richtigen Weg. Die 
strengen Regeln, die wir seit November ein­
geführt haben, haben dazu geführt, dass 
die Omikron-Welle Deutschland später er­
reicht hat als unsere europäischen Nach­
barn und wir erst jetzt Infektionszahlen 
von mehr als 100 000 Neuinfektionen pro 
Tag zu verzeichnen haben ... 

... auf die Sie wie reagieren werden? · 
Beim letzten Bund-Länder-Treffen haben 
wir . zu den ohnehin · geltenden, ziemlich 

' ... • n 't ,.. • , ' " 

,,Ich ·wünsche mir die 'Mehrheit 
in· jeder Hi·nsic;ht'' 

Olaf Scholz will die Abgeordneten seiner Ampel-Koalition 

für eine allgemeine Impfpflicht gewinnen. Es soll jedoch eine Gewissensentscheidung bleiben. 

ln der Frage nach Sanktionen gegen Russland mahnt er "Klugheit" an 

uns sicherlich an dem einen Ende, das 
nicht so martialisch ist. · ' 

Ab wann sollte die Impfpflicht gelten? 
Wir haben eine einrichtungsbezogene 
Impfpflicht auf den Weg gebracht. Das Ge­
setz gilt bereits heute, ab Mitte März müs­
sen die Impfungen nachgewiesen werden. 
Ähnlich wird es bei der allgemeinen Impf­
pflicht sein: Sobald die Entscheidung zur 
Impfpflicht getroffen ist, beginnt ~ine Pha­
se, in der die notwendigen Impfungen vor­
genommen werden können, bevor die 
Pflicht greift. 

Neben der Pandemie beansprucht die 
Krise rund um die Ukraine Ihre Zeit. 
Müssen die Menschen Angst haben, dass 
es Krieg gibt in Europa? 
Wir sind in einer sehr ernsten Lage. Es ist 
ja nicht zu übersehen, dass einhunderttau­
send Soldaten und viel Militärgerät von 
Russland entlang der Grenze zur Ukraine 
zusammengezogen worden sind. Eine ver­
nünftige Erklärung dafür gibt es nicht. Das 
ist eine Bedrohup.g für Frieden und Sicher­
heit in Europa. Dass Grenzen nicht infrage 
geste.Ilt werden, gehört zu den Errungen­
schaften der Entspannungspolitik und der 
Verständigungen nach 1990, genauso wie 
die territoriale Integrität der Länder. Das 
bedeutet, dass wir nicht mit Gewalt natio­
nale Grenzen verschieben, nurweil in alten 
Büchern vielleicht andere Grenzen ver­
zeichnet si11_d. Recht und Regeln müssen 
gelten und nicht militärische Macht. 

"Willy Brandt und 
Helmut Schmidt würden es 

genau so formulieren, 
wie ich es tue." 

Viele in der SPD erinnern an diese Ent­
spannungspolitik. Würde Willy Brandt 
heute mit Russland über Garantien spre­
chen, dass die Ukraine und andere Län­
der nicht der Nato beitreten? 
Willy Brandt und Helmut Schmidt -Würden 
es genauso formulieren, wie ich es tue, wie 
es unsere Verbündeten in der Nato tun, wie 
es der amerikanische Präsidentund die Eu~ 
ropäische Union tun. Sicherheit und Zu­
sammenarbeit in Europa, wie sie qie 
Schlussakte von Helsinki meint, lfann es. 
nur geben, wenn es nicht die Vorstellung 
von Einflusszonen gi'li>t, in denen Länder 
nicht selbst über ihre eigene Entwicklung 
bestimmen dürfen. Die Annexion der Krim 
war eine schwere Verletzung dieser Prinzi- · 
pien durch Russland. Die Sit.uation im Os­
ten der Ukraine ist unverändert gefährlich 
und ebenfalls eine Verletzung dieser Prinzi­
pien. Wenn man sich auf Willy Brandt und 
Helmut Schmidt beruft, gehören die terri- • 
toriale Integrität Und das Selbstbestim­
mungsrecht der Staaten untrennbar dazu. 
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ßen? 
Unser Land ist auf dem richtigen Weg. Die 
strengen Regeln, die wir seit November ein­
geführt haben, haben dazu geführt, ~ dass 
die Omikron-Welle Deutschland später er­
reicht hat als unsere europäischen Nach­
barn und wir erst jetzt Infektionszahlen 
von mehr als 100 ooo Neuinfektionen pro 
Tag zu verzeichnen haben ... · 

••• auf die Sie wie reagieren werden? · 
Beim letzten Bund-Länder-Treffen haben 
wir . zu den ohnehin geltenden, ziemlich 
strengen Maßnahmen festgelegt, dass . 
Bürger mit doppeltem Impfschutz noch ei­
nen Test vorlegen müssen, wenn sie ein 
Restaurant besuchen oder shoppen wol­
len. Das ist vertretbar, weil sehr viele mitt­
lerweil~ schon geboostert sind. In vielen 
Ländern gilt diese Regel. Ich bin dafür, 
den Weg, den wir eingeschlagen haben, 
weiterzugehen. Es ist jedenfalls sicher 
nicht angebracht, mitten in der Omikron­
Welle auf breiter Front die Regeln zu lo­
ckern. Wir brauchen keine Kurskorrektur. 

Olaf Scholz in seinem Büro irf!, siebten Stock des Bundeskanzleramts. 
Derbayerische Ministerpräsident Mar­
kus Söder lehnt 2G plus ab, teilweise 
auch 2G. Können Sie das nachvollzie­
hen? 
Es ist nicht ungewöhnlich, dass in einem 
föderalen Staat ein Beschluss nicht zu ein- konferenzen irn Anschluss an die Länder-

, hundert Prozent, sondern zu 95 Prozent treffen. 
umgesetzt wird. Ich will aber gar nicht ver- I 

hehlen, dass ich es gut fände, wenn auch Siesagei:lwenig,damitdasWenigeumso 
im Hauptverbreitungsgebiet Ihrer Zei- besser hängen bleibt? 
tung 2G plus gelten würde. Die Zeiten sind hektisch, jeden Tag pras­

Oh, Bayern haben Sie jetzt auf fünf Pro­
zent reduziert? 
(ScholZ grinst) Jo mei. 

Hendrik Wüst, den Ministerpräsiden­
ten von Nordrhein-Westfalen, sollen Sie 
intern als "Amateur im Ministerpräsi-

. dentenkostüm" bezeichnet haben. Wo-
mit hat er das verdient? , 
Dieses Zitat war eine Presse-Meldung, 
aber keine Bemerkung von mir. 

Viele Bürger empfinden die Corona-Po~ 
litik als verwirrend. Wenn eine neue Re­
gel endlich ankonultt, ist sie oft schon 
überholt. · 
Wir haben alle miteinander gelernt, in der 
Pandemie keine roten Linien zu formulie­
ren, Es geht darum, plausible Erwarttin-. 
gen zu formulieren. Wenn sich die Situati­
on verändert, etwa weil das Virus mutiert, 
müssen wir un1lere Maßnahmen anpas­
sen. Wir dürfen nicht in eine Lage geraten, 
in der wir etwas, das nötig wäre, nicht tun, 
weil wir es Monate zuvor auf Basis einer 
an, deren Faktenlage noch abgelehnt ha-
ben. · 

Dass geradejetzt Politik besonders aus­
führlich erklärt werden muss, wa8 be­
deutet das für ·Sie persönlich? Trägt Ihr 
hanseatisch knapper Stil noch, obwohl 
Sie nicht mehr nur Hamburg, sondern 
ganz Deutschland regieren? 
Die Bürger hören genau hin, was wir Politi­
ker sagen. Und auch, was ich als Kanzler sa­
ge. Klare Aussagen sind mir wichtig - bei 
meiner Regierungserklärung, der Neu­
jahrsansprache und bei meinen P,resse~ 
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seln unglaublich viele neue Meldungen 
und Erkenntnisse auf uns nieder. Meine 
Aufgabe sehe ich darin, in dieser Unüber~ 
sichtlichkeit eine klare Linie erkennbar zu 
machen. Deshalb haben wir das Experten­
gremium eingesetzt, das gemeinsame Stel­
lungnahmen verfasst, und den Krisenstab, 
der sich um die Umsetzung der Entschei­
dungen in Bund und den Ländern küm-

. mert. Damit ist mehr Klarheit in die Debat­
te gekom~en und unsere Entscheidungen 
sind !Desser vorbereitet. 

"Es geht ausdrücklich 
, nicht um das Geld, 

sondern um die 
Gesundheit der Bürger." 

Si~ waren lange gegen eine Impfpflicht, 
was hat bei Ihnen den .Schalter 'umge-
legt? · · 

. Ja, ich war dagegen. Damit war ich auch 
nicht alleine in der deutschen Politik. Des­
halb muss manjetzt auch gut begründen, 
warum man seine Meinung geändert hat. 

Nämlich? 
Ich hatte lange die Hoffnung, dass wir eine 
Impfquote in Deutschland erreichen wür­
den, die ausreicht, die gesamte Bevölke­
rung zu schützen. Leider ist unsere Quote 
zu niedrig. Aktuell sind wir bei den Erst­
impfungen bei etwas mehr als 75 Prozent, 
nötig wären 90 Prozent. Diesen Unter­
schied spüren wir alle. Wieder mussten wir 
weitreichende Kontaktbeschränkungen 

festlegen, wieder mussten wir dafür sor­
gen, dass die Krankenhäuser ausreichend 
Kapazitäten freihalten, um infizierte Pati­
enten behandeln zu können. All das hat er­
hebliche Folgen für unseren Alltag und das 
Wirtschaftsleben und auch finanziell. 

Ohne Impfpflicht würden die Folgen der 
Pandemie unbezahlbar? · 
Es geht ausdrücklich nicht um das Geld, 

· sondern um die Gesundheit der Bürger. 
Wer sich entschei{let, sich nicht impfen zu 
lassen, trifft die Entscheidung nicht für 
sich allein. Ein Ungeimpfter entscheidet 
miJi über das Schicksal all derer, die sich 
deshalb infizieren. Er entscheidet mit dar­
über, dass Operationen verschoben wer­
den müssen, weil sich das Gesundheitswe­
sen für eine höhere Zahl an Covid-Patien­
ten wappnet. Er entscheidet mit über er­
hebliche Auswirkungen auf Gaststätten, 
Hotels, Geschäfte, die ganze Wirtschaft 
und über das Zusammenleben in unserer 
Gesellschaft. All das sind die Folgen einer 
zu niedrigen Impfquote. Mittlerweile bin 
ich überzeugt: Ohne eine Impfpflicht wird 
es uns nicht gelingen, die Quot,e auf das Ni­
veau zu bringen, das nötig ist, damit wir 
die Pandemie hinter uns lassen können. 

Sie sagen, die Entscheidung über die 
Impfpflicht sei' eine Gewissensentschei­
dung. Wollen Sie keine Kanzlermehr­
heit? 
So, wie ich mich selbst überzeugt habe, 
dass eine Impfpflichtjetzt nötig ist, möch­
te-ich, dass sich viele Abgeordoete von die­
ser Notwendigkeit überzeugen. 

Warum bestehen Sie nicht auf Fraktions­
zwang? 
Wenn Sie sich die Abgeordneten des Deut­
schen Bundestags anschauen, werden Sie 
feststellen, dass die meisten irgendwann 
eiJ;llllal gesagt haben, sie seien gegen eine 
Impfpflicht. Wenn also eine große Mehr-
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heit von ihnen ihre Meinung ändert; tun 
sie das ja stellvertretend für das ' ganze 
Volk, das in dieser Frage auch gerade um­
denkt. Wir lesen Umfragen, in denen zwei 
Drittel oder mehr für eine Impfpflicht 
sind. Das ist eine große gesellschaftliche 
Neupositionierung, die nicht nur der Kanz­
ler oder die Bundesregierung oder der Bun­
destagvornimmt oder die 16 Länder, son­
dern die wir als Gemeinschaft vornehmen. 
Das gewählte parlamentarische Vorgehen 
gibt dem Prozess die WürsJ.e, die er 
braucht. 

Wäre es Ihnen wichtig, sagen zu können: 
Ich liabe auch die Mehrheit in der Ampel . 
überzeugt? 
Ich wünsche mir die Mehrheit in jeder Hin­
sicht. Im Volk. Jm Parlament. In den Partei­
en. 

Und Ihrer Regierung? 
Auch in der Regierung. Da bin ich zuver­
sichtlich. 

Haben Sie nicht mal gesagt, wer Füh­
rung bei Ihnen bestelle, bekomme sie 
auch? 
Ich habe bereits im November klar gesagt, 
dass ich eine Impfpflicht befurworte. Da­
mals war die Diskussion längst noch nicht 
so weit und die Umfragen anders. Damit ha­
be ich der Debatte eine klare Richtung ge­
geben. 

Kann sich die Debatte wieder drehen, 
wenn Omikron die Pandemie leichter be­
herrsch bar erscheinen lässt? 
Wir dürfen nicht blauäugig sein. Es ist eine 
Illusion zu glauben, in drei Monaten wäre 
die Pandemie einfach auf wundersame 
Weise für ?-lle Zeiten vorbei. Ja, die Lage 
wird sich hoffentlich im Frühjahr und Som­
mer verbessern und entspannen. Der 
nächste Herbst aber kommt . bestimmt. 
Deshalb ist es wichtig, die Impfquote zu 
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steigern. Zugleich müssen wir die Infra­
struktur vorhalten, also die Impfzentren. 
Wir können nicht sicher sein, dass Mitte 
dieses Jahres wie erhofft 70 Prozent der 
Weltbevölkerung geimpft sind. Deshalb 
könnte uns im Herbst eine neue Virusvari­
ante vör neue Herausforderungen stellen. 
Wenn wir durch eine allgemeine Impf­
pflicht eine sehr hohe Impfquote erreicht 
haben, werden wir der nächsten Volte des 
Virus ein Schnippchen schlagen können. 

Was machen Sie, wenn Sie keine Mehr­
heit im Bundestag für cJie Impfpflicht be­
kommen? 
Wer mutig Politik macht, muss bereit sein, 
mutig voranzugehen. Wer sich ständig mit 
der Frage aufhält, was wäre wenn, wird 
nichts erreichen. · 

"Natürlich haben Gesetze 
auch eine meinungsbildende 

Wirkung. Was im Gesetz steht, 
_akzeptieren die meisten auch." 

Sie haben ja gesagt, die Impfpflicht soll­
te drei Impfungen umfassen. Wie wollen 
Sie sie qurchsetzen? 
Ich bin für eine einfache, schlanke Lösung. 
Es ist schon so, dass sich in Deutschland 
die allermeisten Menschen an Gesetze hal­
ten. Es steht ja Gott sei Danlc nicht nebenje­
dem Bürger ein Polizist. Und natürlich ha­
ben G~setze auch eine meinungsbildende 
Wirkung. Was im Gesetz steht, akzeptie­
ren die meisten auch. 

Muss es trotzdem Sanktionen geben? 
Bei jeder Vorschrift, die wir haben, gibt es 
Konsequenzen, wenn man sich nicht an sie 
hält. Manchmal sind es kleine Bußgelder, 
manchmal große Strafen. Wir bewegen 
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nur geben, wenn es nicht die Vorstellung 
von Einflusszonen gili>t, in denen Länder 
nicht selbst über ihre eigene Entwicklu~g 
bestimmen dürfen. Die Annexion der Krim ·· 
war eine schwere Verletzung dieser Prinzi- . 
pien durch Russland. Die Sit.uation im Os- ' 
ten der Ukraine ist unverändert gefährlich 
und ebenfalls eine Verletzung dieser Prinzi­
pien. Wenn man sich aufWilly Brandt und 
Helmut Schmidt beruft, gehören die terri- · 
toriale Integrität und das Selbstbestim­
mungsrecht der Staaten untrennbar dazu. 

Keine Garantien gegen eine weitere 
Nato-Osterweiterung also? 
Ein Beitritt weiterer Länder aus dem Osten 
Europas in die Nato steht aktuell über­
haupt nicht auf der Tagesordnung. Was 
soll da die russist he Forderung? Diese Ga­
rantie kann es nicht geben. 

In der SPD warnt RalfStegnervorwestli­
chem "Säbelrasseln", andere verlangen 
deutliche Botschaften an Putin. Wann 
kommt das Machtwort des Kanzlers? 
Ich habe klare Worte formuliert - sie gel­
ten. Und es gilt, was die deutsche Regie­
rung, was wir Europäer mit der amerikani­
sehen Regierung vereinbart haben, näm::. 
lieh, dass es hohe Kosten haben würde für 
Russland, wenn es eine militärische Ag­
gression gegen die Ukraine gibt. 

SPD-FraktionschefRolfMützenich hofft 
auf eine gesamteuropäische Sicherheits­
ordnung, in der irgendwann die Nato ab­
geschafft werden kann. Ist das ein 
Traum, den Sie auch träumen? 
Wir alle wissen, dass das transatlantische 
Verteidigungsbündrus erforderlich ist. Als 
Demokr atien bündeln wir unsere Sicher­
heitsinteressen in der Nato. Da sind wir 
uns einig. 

Sie sprechen von hohen Kosten, die auf 
Russland zukämen im Falle eines Angrif­
fes. Wäre es n,icht gut, Klarheit zu schaf­
fen, damit Putin unmissverständlich 
weiß, was ihm droht? 
Im Kreise der Verbündeten verständigen 
wir uns, wie mögliche Maßnahmen ausse­
hen. Das ist gut. Wirmussen handlungsfä­
hig sein im Falle eines Falles. Und das wer­
den wir sein. 

Sie haben die Pipeline Nord Stream 2 
nicht mehr ausgeschlossen von mögli­
chen Sanktionen. ·Ist Deutschland be­
reit, selbst hohe· Kosten in Kauf zu neh­
men, , wenn es etwa um die Erdgaslei­
tung geht oder ein Zahlungssystem wie 
Swift? 
Wir werden klug agieren in einem solchen 
Fall, den wir hoffentlich nicht erleben. Das 
muss man angesichts mancher Debatten­
beiträge ja noch einmal sagen: Alles, was 
wir tun, dient dem Ziel, eine weitere Eskala­
tion zu verhindern. Dafür haben wir alle di­
plomatischen Kanäle aktiviert. Die Klug­
heit gebietet es, sich Maßnahmen auszusu­
chen, d~e den größten Effekt haben auf 
den, der die gemeinsam festgelegten Prin­
zipien verletzt. Gleichzeitig müssen wir be­
denken, welche ·Folgen das für uns selber 
hat. Die Illusion, dass es irgendeine Maß­
nahme gibt, die keine Konsequenzen für 
uns hat, sollte niemand hegen. 
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